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An meine 
Mandanten 

Nürtingen, den 30. September 2008 
 
 
 
Mandantenbrief Oktober 2008 
 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
 
Allgemeines 

· Änderung der Bedeutung von Gesellschafterdarlehen nach dem MoMiG –  
Gefahr des Verlustes im Insolvenzfall! 

· Kindergeldanspruch für volljähriges, noch nicht 21 Jahre altes arbeitssuchendes Kind nur bei 
wiederholter Meldung bei der Arbeitsvermittlung 

 
Lohn- und Gehalt 

· Steuerfreiheit von Nachtarbeitszuschlägen nur bei Nachweis möglich 
· Kapitalzahlung aus einer Direktlebensversicherung unterliegt Beitragspflicht zur gesetzlichen 

Krankenversicherung 
 

Einkommensteuer 

· Änderung der Freistellungsaufträge prüfen – Abgeltungsteuer vermeiden! 

· Fahrtenbuch kann trotz kleiner Mängel ordnungsgemäß sein 
 
 

Mit freundlichem Grüßen 
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Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Oktober und November 2008 
S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.10.20081 10.11.20082 
Umsatzsteuer 10.10.20083 10.11.20084 

13.10.2008 13.11.2008 Ende der Schonfrist  
 Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

7.10.2008 7.11.2008 

Gewerbesteuer Entfällt 17.11.2008 
Grundsteuer Entfällt 17.11.2008 
Ende der Schonfrist  
 Überweisung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

Entfällt 
 

Entfällt 

20.11.2008 
 

14.11.2008 

Sozialversicherung7 29.10.20088 26.11.2008 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die 

Kapitalertragsteuer sowie der darauf 
entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich 
mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an 
den Anteilseigner an das zuständige 
Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern für das 

abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das vorangegangene 

Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist seit dem 1.1.2007 zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.  

7 Seit 2006 sind die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Ab 1. 
Januar 2008 gilt bei allen Krankenkassen ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis 
spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 27.10. bzw. am 24.11.2008) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt 
werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor 
dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

8 Dort, wo der 31.10.2008 ein gesetzlicher Feiertag ist, sind die Beiträge am 28.10.2008 fällig und die Beitragsnachweise sind 
bis zum 24.10.2008 einzureichen. 



Allgemeines 
Änderung der Bedeutung von Gesellschafterdarlehen nach dem MoMiG – Gefahr des Verlustes 
im Insolvenzfall 

Nach dem MoMiG wird die Rechtsfigur des eigenkapitalersetzenden Darlehens und der 
eigenkapitalersetzenden Bürgschaft aufgegeben. Auf die Qualifizierung „kapitalersetzend” wird künftig 
ebenso wie auf den Begriff der „Krise” verzichtet. Damit fallen die wesentlichen 
Anknüpfungsmerkmale der bisherigen Rechtsprechung zur Bestimmung der nachträglichen 
Anschaffungskosten i. S. von § 17 EStG weg. Die bisher in §§ 32a, 32b GmbHG enthaltenen 
Regelungen werden in das Insolvenzrecht in inhaltlich veränderter Form verlagert. Nach dem neuen 
Konzept gibt es keine kapitalersetzenden Gesellschafterleistungen mehr. Jedes 
Gesellschafterdarlehen ist bei Eintritt der Insolvenz nachrangig. Dies gilt – entsprechend der 
bisherigen Regelung – nur nicht in den Fällen des Sanierungsprivilegs und bei Darlehensgewährung 
durch einen Minderheitsgesellschafter ohne Geschäftsführungsbefugnis. 

Kindergeldanspruch für volljähriges, noch nicht 21 Jahre altes arbeitssuchendes Kind nur bei 
wiederholter Meldung bei der Arbeitsvermittlung 
Hat ein Kind das 18. Lebensjahr, aber noch nicht das 21. Lebensjahr vollendet und steht es in keinem 
Beschäftigungsverhältnis, besteht Anspruch auf Kindergeld. Voraussetzung ist allerdings, dass das 
Kind bei einer Agentur für Arbeit im Inland als Arbeitssuchender gemeldet ist. 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass es nicht ausreicht, wenn sich das Kind nur einmal bei der 
Agentur für Arbeit meldet. Vielmehr sei Voraussetzung, dass das Kind sich alle drei Monate dort 
meldet. Geschieht dies nicht und endet die Arbeitsvermittlungspflicht seitens der Agentur für Arbeit, 
besteht anschließend kein Anspruch auf Kindergeld mehr. 

Lohn und Gehalt 
Steuerfreiheit von Nachtarbeitszuschlägen nur bei Nachweis möglich 
Steuerfrei sind Zuschläge, die für tatsächlich geleistete Nachtarbeit neben dem Grundlohn gezahlt 
werden. Der Zuschlag darf 25 % des Grundlohns nicht übersteigen. Grundlohn ist der Arbeitslohn, der 
dem Arbeitnehmer bei der für ihn an sich maßgebenden regelmäßigen Arbeitszeit zusteht. Dieses 
Arbeitsentgelt ist in einen Stundenlohn umzurechnen und mit höchstens 50 EUR anzusetzen. 
Nachtarbeit ist die Arbeit in der Zeit von 20.00 Uhr bis 6.00 Uhr. Die Steuerfreiheit setzt immer voraus, 
dass neben dem Grundlohn tatsächlich ein Zuschlag für nachgewiesene Nachtarbeit gezahlt wird. Ein 
solcher Zuschlag kann in einem Gesetz, einer Rechtsverordnung, einem Tarifvertrag, einer 
Betriebsvereinbarung oder einem Einzelarbeitsvertrag geregelt sein. 
Nach einem Urteil des Finanzgerichts Münster können Nachtarbeitszuschläge auch bei mündlich 
geschlossenen Arbeitsverträgen als neben dem Grundlohn vereinbart angesehen werden. Die 
tatsächliche Nachtarbeitsleistung ist allerdings konkret nachzuweisen. Für den Nachweis ist 
erforderlich, dass über die tatsächlich erbrachte Arbeitsleistung in den Nachtstunden 
Einzelaufzeichnungen geführt werden. Das Finanzgericht sieht den Nachweis als erbracht an, wenn 
die tatsächlich geleistete Nachtarbeit zu arbeitsvertraglich geregelten Zeiten angefallen ist und auf 
Grund des individuellen Arbeitszeitkontos des Arbeitnehmers nachvollzogen werden kann. 
Abschließend entscheiden muss nun der Bundesfinanzhof. 

Kapitalzahlung aus einer Direktlebensversicherung unterliegt Beitragspflicht zur gesetzlichen 
Krankenversicherung 
Das Bundesverfassungsgericht hat eine Gesetzesänderung gebilligt, durch die Kapitalleistungen aus 
Direktlebensversicherungen der Beitragspflicht zur gesetzlichen Krankenversicherung unterworfen 
werden. Bis zum Zeitpunkt dieser Gesetzesneufassung bestand eine Beitragspflicht nur für 
fortwährende Leistungen in Form eines regelmäßigen, monatlichen Versorgungsbezugs. 
Das Gericht stellte fest, durch den Einbezug der Kapitalzahlungen habe der Gesetzgeber die 
Verfassung nicht verletzt. Es liege kein Verstoß gegen den allgemeinen Gleichheitssatz vor, denn es 
sei kein wesentlicher Unterschied bezüglich der laufend gezahlten Versorgungsbezüge und der 
Kapitalleistungen ersichtlich. Die Beitragspflicht sei auch nicht unverhältnismäßig, denn sie stelle ein 
geeignetes und erforderliches Mittel zur Stärkung der Finanzgrundlage der gesetzlichen 
Krankenversicherung dar. Schließlich verstoße die Neuregelung auch nicht gegen den 
rechtsstaatlichen Vertrauensschutz. Es handele sich um eine sog. unechte Rückwirkung, die 
gerechtfertigt sei, weil das Interesse des Einzelnen die gesetzlich verfolgten Gemeinwohlinteressen 
bei der gebotenen Interessenabwägung nicht überwiegt. 



Einkommensteuer 
Änderung der Freistellungsaufträge prüfen 
Zum 1. Januar 2009 wird die Abgeltungsteuer auf Kapitalerträge eingeführt. Zum gleichen Zeitpunkt 
werden Sparerfreibetrag und Werbungskostenpauschbetrag zu einem Sparer-Pauschbetrag 
zusammengeführt, der dann 801 EUR für Alleinstehende und 1.602 EUR für zusammenveranlagte 
Ehegatten beträgt. 
Das Bundesministerium der Finanzen weist darauf hin, dass die vor dem 1. Januar 2009 erteilten 
Freistellungsaufträge weiterhin ihre Gültigkeit behalten, wobei eine Beschränkung auf einzelne Konten 
nicht mehr möglich ist. 
Hinweis: Vor dem 1.1.2009 sollten alle Freistellungsaufträge geprüft werden. Dabei ist auch darüber 
nachzudenken, ob der Freistellungsauftrag zukünftig nur noch dem Institut erteilt wird, bei dem 
voraussichtlich die höchsten Zinseinnahmen anfallen werden. Ob eine Option zur 
Einkommensteuerveranlagung vorteilhafter ist, kann in vielen Fällen erst nach Ablauf des jeweiligen 
Kalenderjahres festgestellt werden, wenn sämtliche übrigen Besteuerungsgrundlagen vorliegen. 
Deshalb sollten alle Steuerbescheinigungen aufbewahrt werden. Außerdem sollte bei den 
Kreditinstituten für jedes Jahr eine Erträgnisaufstellung beantragt werden, weil es die bisher üblichen 
Jahresbescheinigungen nicht mehr gibt. 

Fahrtenbuch kann trotz kleiner Mängel ordnungsgemäß sein 
Die Frage, welche Anforderungen an ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch zu stellen sind, beschäftigt 
immer wieder die Gerichte. Davon hängt letztlich ab, wie der private Nutzungsanteil oder der 
Sachbezugswert ermittelt wird. Nach der Fahrtenbuchmethode können die Kosten im Verhältnis der 
betrieblichen- zu den privaten Fahrten aufgeteilt werden. Bei einem nicht ordnungsgemäßen 
Fahrtenbuch ist die ungünstigere 1 %-Regelung anzuwenden. 
In einem vom Bundesfinanzhof entschiedenen Fall hatte die Lohnsteuer-Außenprüfung geringe 
Mängel festgestellt. So fehlte die Eintragung einer Fahrt, für die eine Tankrechnung vorlag. Außerdem 
stimmten Kilometerangaben des Fahrtenbuchs nicht mit den Angaben in den Werkstattrechnungen 
genau überein. Das Gericht hielt diese Mängel nicht für ausreichend, die Ordnungsmäßigkeit des 
Fahrtenbuchs zu versagen. 
Hinweis: Wo die Grenzen für den Begriff „kleinere Mängel“ liegen, dürfte weiterhin eine Frage der 
Auslegung sein. Immer wieder tragen Autowerkstätten in ihre Rechnungen falsche Kilometerangaben 
ein. Dies hat auch das Gericht festgestellt. 

Stille Reserven eines betrieblichen Arbeitszimmers im gemeinsamen Haus von Eheleuten nur 
zur Hälfte steuerpflichtig 
Ein Ehemann nutzte einen Kellerraum im gemeinschaftlichen Haus der Eheleute für seine Arztpraxis. 
Er machte die Absetzungen für Abnutzung (AfA) hierauf auch hinsichtlich des Anteils seiner Frau als 
Betriebsausgaben geltend. Als er seine Arztpraxis veräußerte, versteuerte das Finanzamt den 
Veräußerungsgewinn des Kellerraums auch hinsichtlich des hälftigen Anteils der Ehefrau, weil hierauf 
auch die AfA gewährt worden war. 
Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs musste der Arzt aber nur die stillen Reserven seines 
hälftigen Anteils versteuern, weil nur dieser notwendiges Betriebsvermögen war. 
 


